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Ein König gibt durch das Recht dem Land bestand, 
aber wer nur Abgaben erhebt, zerstört es. 

Sprüche Salomos 29,4 
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Einleitung 

Der Staat ist um des Menschen willen da, 
nicht der Mensch um des Staates willen. 
(Art. 1 Abs. 1 des Herrenchiemseer Verfassungsentwurfs) 

Angesichts der zahlreichen Publikationen zum Thema Privatisierung ist je-
des neue Buch hierzu rechtfertigungsbedürftig. Tatsache ist, daß die zum 
Thema Privatisierung vorliegende Literatur unübersehbar geworden ist, ja die 
Publikationsflut1 noch weiter läuft. Die Befassung mit dem Thema Privatisie-
rung begann in Deutschland bereits in der Zeit der Weimarer Republik und 
erhielt in der Bundesrepublik der 70er Jahre neuen Auftrieb2. Ihre Aktualität 
hat sich in den 90er Jahren - auch im Ausland3 - eher noch gesteigert.4 

Dennoch fehlt es bislang an einer umfassenderen monographischen Bear-
beitung des Themas, die - über Einzelfragen von Tagesaktualität und über die 
Auslegung einzelner verfassungsrechtlicher oder einfachgesetzlicher Normen 
hinausblickend und unbeschadet einer Darstellung der Typologie, der Deter-
minanten und Folgen des Privatisierungsvorganges - gerade den Zusammen-
hang der Privatisierungsthematik mit der Diskussion über die Staatsaufgaben 
herstellt5 und sich um eine verfassungsrechtliche Staatsaufgabenbestimmung 

1 Davon spricht M. Ronellenfitsch, DöV 1999, 705 (705). 
2 Vgl. A. Kulas, Privatisierung hoheitlicher Verwaltung, S. 14 f. m.w.N. 
3 S. etwa für die Privatisierungsdiskussion in der Schweiz G. Biaggini, Verfassungsrecht-

liche Grenzen der Privatisierung, in: Swiss Reports presented at the XVth International Con-
gress of Comparative Law, S. 67 ff., 101 ff. In Großbritannien gab es unter Margret Thatcher 
eine Privatisierungswelle. 

4 Zuletzt wurden drei Habilitationsschriften zum Thema Privatisierung vorgelegt, zu-
nächst von M. Burgi, Funktionale Privatisierung und Verwaltungshilfe, dann von C. Gramm, 
Privatisierung und notwendige Staatsaufgaben und schließlich von J . A. Kämmerer, Privatisie-
rung. Typologie - Determinanten - Rechtspraxis - Folgen. 

5 Dies vermißt z.B. H. Dreier, Hierarchische Verwaltung im demokratischen Staat, S. 253, 
Fn. 178. Den Staatsaufgaben ging H. P. Bull in seiner gleichnamigen Habilitationsschrift vor 
gut 25 Jahren ohne den speziellen Blickwinkel der Privatisierungsdebatte nach. M. Burgi 
widmet das 1. Kapitel seiner Habilitationsschrift „Funktionale Privatisierung und Verwal-
tungshilfe" der „Staatsaufgabendogmatik unter dem Grundgesetz". Er bleibt aber bei einem 
formalen Aufgabenverständnis. J. A. Kämmerer, Privatisierung, geht auf den Aspekt der 
Staatsaufgaben nur bei den Privatisierungsfolgen ein; insoweit betont er ebda. S. 426 ff., daß 
Privatisierungen den Bestand der Staatsaufgaben nicht grundsätzlich berühren, sondern allen-
falls modifizieren würden und sich nur die Erscheinungsform des Staates wandele. Soweit da-



2 Einleitung 

bemüht. Zwar stellt C. Gramm in seiner vor kurzem publizierten Habilita-
tionsschrift6 wie hier diesen Zusammenhang in den Mittelpunkt seiner Staats-
aufgabenbetrachtung, doch führt er diese nicht auf verfassungsrechtlicher 
Ebene durch. Gramm unternimmt es vielmehr, eine staatstheoretische Theo-
rie der notwendigen Staatsaufgaben zu entwickeln, die über das Verfassungs-
recht hinausgeht und sich um die Bestimmung des Begriffs der öffentlichen 
Güter bemüht.7 

Im Zuge der Bemühungen um den Schlanke(re)n Staat wurde das Bedürfnis 
nach einem grundlegenden qualitativen Konzept staatlicher Aufgaben er-
kannt8. Die zahlreichen in der Literatur auffindbaren bereichsbezogenen 
Aussagen zur Privatisierung9 helfen diesbezüglich nicht weiter. Denn sie be-
dürfen einer Einpassung in den übergeordneten Zusammenhang der Staats-
zwecke und Staatsaufgaben. Die Forderung, die Privatisierungsdiskussion 
müsse aufgabenspezifisch erfolgen10, ist daher, auch wenn sie aus der Sorge 
um die Wahrung der erforderlichen Differenziertheit geboren wurde, inso-
fern nicht unbedenklich, als sie vorrangige Fragestellungen aus dem Blick ge-
raten läßt. Denn es sind zuerst Überlegungen angebracht, wie die Staatsaufga-
ben verfassungsrechtlich überhaupt festgestellt werden können11. 

durch herausgestellt wird, daß Staatsaufgaben nicht privatisiert werden können, ist dem 
durchaus zuzustimmen. Die Frage des Gebotenseins der Privatisierung hat er in seiner Unter-
suchung indes nicht aufgegriffen, ebda. S. 4, ebensowenig wie W. Däubler, Privatisierung als 
Rechtsproblem, der verfassungsrechtliche Schranken der Privatisierung untersucht. 

6 S. C. Gramm, Privatisierung und notwendige Staatsaufgaben, S. 20 f., 86 ff. 
7 S. C. Gramm, Privatisierung und notendige Staatsaufgaben, S. 86 ff., 190 ff. 
8 So das Petitum des Vorsitzenden des Sachverständigenrats „Schlanker Staat" R. Scholz , 

FS Zacher, S. 987 (990). V. Busse, StWStP 1997, 401 (401) berichtet von der Forderung nach ei-
ner „Gesamtkonzeption". 

9 S. etwa die zahlreichen Dissertationen zur Privatisierung im Straßenbau, etwa A. Bucher, 
Privatisierung von Bundesfernstraßen; U. Pabst, Verfassungsrechtliche Grenzen der Privati-
sierung im Fernstraßenbau, V. Stehlin, Einschaltung privatrechtlich organisierter Verwal-
tungseinrichtungen in die Verkehrswegeplanung; ferner zur Privatisierung in der atomaren 
Endlagerung/. Menzer, Privatisierung der atomaren Endlagerung, im Kommunalrecht, insbe-
sondere bei Wasserversorgung, Abwasser- und Abfallbeseitigung, A. Bree, Die Privatisierung 
der Abfallentsorgung nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz; C. Brüning, Der Pri-
vate bei der Erledigung kommunaler Aufgaben, F. Schoch, Privatisierung der Abfallentsor-
gung; zum Umweltrecht vgl. W. Hoffmann-Riem/J.-P. Schneider (Hrsg.), Verwaltungsprivati-
sierung im Umweltrecht; zum Baurecht R. Scholz, Privatisierung im Baurecht. Ferner wirft 
die Privatisierung Fragen des Mitbestimmungs- und des Dienst- und Arbeitsrechts auf, vgl. 
etwa J. Schipp/B. Schipp, Arbeitsrecht und Privatisierung. Weitere Bereiche mit umfangrei-
chen Literaturnachweisen nennt F. J. Peine, DöV 1997, 353 (353 f., Fn. 4). 

10 So G. F. Schuppen, StWuStP 1994, 541 (551, 560). 
11 H. P. Bull, Die Staatsaufgaben nach dem Grundgesetz, zeigte die Staatsaufgaben auf, tat 

dies indes nicht unter der Fragestellung, welche Aufgaben der Staat noch erfüllen muß, son-
dern unter dem Blickwinkel, welche er angesichts der verfassungsrechtlichen Vorgaben erfül-
len darf. Eine verfassungsrechtliche Staatsaufgabenlehre entwickelte er nicht. 



Einleitung 3 

D i e vorliegende Monographie versucht, hier anzusetzen und einen - ju -
ristischen - Beitrag zur Staatsaufgabendiskussion in Deutschland zu leisten. 
Es soll darum gehen, eine verfassungsrechtlich geschlossene Staatsaufga-
benlehre unter dem Grundgesetz zu entwerfen. Dabe i wird vorausgesetzt, 
daß die Debat te über Staatsaufgaben nicht losgelöst von der Diskuss ion über 
Staatszwecke gesehen werden kann. D i e Staatsaufgabenlehre hat ihre E m a n -
zipation von der Staatszwecklehre noch nicht hinlänglich unter Beweis stellen 
können 1 2 . Anzeichen dafür ist, daß es keine verfassungsrechtliche Staatsauf-
gabenlehre gibt und zugleich die Befassung mit den Staatszwecken in den 
Hintergrund getreten ist 1 3 . Beides ging H a n d in Hand. D e r R u f nach einer 
aufgabenspezifischen Privatisierungsdiskussion bestätigt letztlich das Z u -
rückschrecken vor der Befassung mit diesen über- und logisch vorgeordneten 
Zusammmenhängen. 

Sich Gedanken über Privatisierung zu machen, erfordert die Bes t immung 
oder wenigstens Bes t immbarkei t der Staatsaufgaben. Zumindest ist nötig, im 
R a h m e n einer Staatsaufgabenlehre Kriterien zu entwickeln, anhand derer bei 
jeder im öffentl ichen Interesse liegenden Angelegenheit festgestellt werden 
kann, o b oder inwieweit es sich dabei um eine Staatsaufgabe handelt und so-
mit der Staat zu ihrer Wahrnehmung berechtigt, wenn nicht gar verpflichtet , 
oder dabei zumindest beteiligt ist. F ü r die Fragestellung nach der Privatisie-
rung bedeutet das, daß überall dort , w o sich eine Staatsaufgabe nicht feststel-
len läßt, eine materielle Privatisierung zwingend erforderlich ist. 

Demgegenüber ist es ein anderer Ansatz zu behaupten, eine „echte" , d.h. 
materielle Privatisierung setze eine Staatsaufgabe voraus 1 4 . Soweit damit ge-
meint ist, daß von der Uber führung staatlicher Aufgaben in private Hände, 
also einer Privatisierung, sinnvollerweise nur gesprochen werden kann, wenn 
eine zuvor staatlich wahrgenommene Aufgabe an Private abgegeben wird 1 5 , 
bestätigt das vorliegende Feststellung. D o c h der Grund, warum das so sein 
soll, wird im D u n k e l n gelassen. D i e Ursache für eine Übertragung einer A u f -
gabe an Private liegt nach der hier vertretenen Sichtweise darin, daß insoweit 
gerade keine Staatsaufgabe festgestellt werden konnte , mithin der Staat tätig 
wurde, ohne zuständig gewesen zu sein. Eine Staatsaufgabenlehre will Vorga-
ben dafür gewinnen, den Bereich zulässiger Betät igung des Staats anzugeben. 
D i e Bes t immung der Staatsaufgaben steht im Mitte lpunkt . D a m i t stellen sich 

12 M. W. Hebeisen, Staatszweck, Staatsziele, Staatsaufgaben, S. 25. 
13 Heute geht man allgemein von einem Zerfall der Staatszwecklehre aus, so N. Luhmann, 

Zweckbegriff und Systemrationalität, S. 105; vgl. auch K. Stern, Staatsziele und Staatsaufgaben 
in verfassungsrechtlicher Sicht, in: Bitburger Gespräche, Jahrbuch 1984, S. 6. Das muß zur 
Folge haben, daß die Zwecke - und damit auch die Aufgaben - durch den Gesetzgeber gesetzt 
werden, so G. Haverkate, Rechtsfragen des Leistungsstaats, S. 117. 

14 So etwa M. Ronellenfitsch, NVwZ 1997, 1021 (1023); ders., DöV 1999, 705 (708). 
15 Diese Aussage findet sich ebda, ebenso. 
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zwangsläufig Erkenntnisse für die Privatisierungsdiskussion ein: Ist der Staat 
in einem Bereich tätig, für den sich keine Staatsaufgabe feststellen läßt, muß 
materiell privatisiert werden. Die Staatsaufgabe ist daher nicht Gegenstand 
der Privatisierung, sondern das Fehlen ersterer ist Ursache letzterer. Es ist 
daher unzutreffend, von einer Privatisierung „von" Staatsaufgaben zu spre-
chen.16 Die eben zitierte abweichende Ansicht ist nur erklärbar vor dem Hin-
tergrund eines - wie es der herrschenden Ansicht entspricht - rein formalen 
Verständnisses der Staatsaufgaben, wonach eine solche vorliegt, sowie und so-
lange der Staat tätig wird. 

Hier wird der Standpunkt eingenommen, daß, wenn sich eine Staatsaufga-
be nicht feststellen läßt, diese öffentliche Aufgabe dann nicht dem Staat ob-
liegt, so daß sie nicht von ihm wahrgenommen werden darf. Vielmehr muß sie 
von privater Seite erfüllt werden. Denn läßt sich eine Aufgabe nicht als Staats-
aufgabe erkennen, muß sich der Staat und die Staatsgewalt von ihr vollständig 
zurückziehen. Dahinter steht die Vorstellung, daß jede Wahrnehmung einer 
Staatsaufgabe die Ausübung von Staatsgewalt ist. Staatsgewalt wird dabei 
nicht grundsätzlich beschränkt auf hoheitlichen Zwang, wie es der Begriff 
Gewalt nahelegen könnte. Dem liegt der Ausgangspunkt zugrunde, daß es 
keine Staatlichkeit außerhalb der durch die Verfassung konstituierten gibt. 
Alle staatliche Betätigung muß sich in die Staatsgewalt als vollziehende, recht-
sprechende und gesetzgebende Gewalt einordnen lassen. 

Kämmerer spitzt diese Sicht der Nichtprivatisierbarkeit von Staatsaufga-
ben auf die These eines Staatsaufgabenerhaltungsatzes nach Privatisierung 
zu17. Soweit damit gemeint ist, daß Privatisierung rechtlich nicht die Staatsauf-
gaben verändern kann, die von Verfassung wegen dem Staat aufgegeben sind, 
kann dem vom vorliegenden Ansatz zugestimmt werden. Eine verfassungs-
rechtliche Staatsaufgabenlehre hat zur notwendigen Konsequenz, daß nur die 
Angelegenheiten (materiell) privatisiert werden dürfen, in denen der Staat 
keine Aufgaben hat. Die festgestellten Staatsaufgaben werden aufgrund der 
erkannten verfassungsrechtlichen Verankerung vorbehaltlich einer Verfas-
sungsänderung verstetigt. Da Staatsaufgaben als Verfassungsaufgaben angese-
hen werden, bringt der Staatsaufgabenerhaltungssatz für vorliegende Be-
trachtung keine Weiterführung, da sich darin nur die Beständigkeit der Ver-
fassung ausdrückt.18 

Der Begriff der Staatsaufgabenerhaltung könnte allerdings die Gefahr ber-
gen zu verdecken, daß sich die Betätigung des Staates in einem Sachbereich 

16 So auchJ . A. Kämmerer, Privatisierung, S. 427. 
17 J. A. Kämmerer, Privatisierung, S. 426 ff. 
18 Damit wird allerdings nicht eine Unveränderbarkeit von Staatsaufgaben verkündet. Das 

ist auch in dem Staatsaufgabenerhaltungssatz von ]. A. Kämmerer, Privatisierung, S. 426 f. 
nicht angelegt. Denn der Staat muß etwa auf neue Freiheitsgefährdungen reagieren. Darauf 
wird noch einzugehen sein. 
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ändert und er „seine Aufgaben" anders wahrnimmt.19 Dies ist dann nicht nur 
eine Veränderung der Art und Weise der Aufgabenwahrnehmung, sondern 
Ausdruck einer Veränderung der Staatsaufgabe selbst. Die Erkenntnis, daß 
der Staat sich in veränderter Weise eines Sachbereiches annimmt, wird sich ge-
rade als Ergebnis der verfassungsrechtlichen Staatsaufgabenlehre und damit 
einer verfassungsrechtlichen Staatsaufgabenbestimmung einstellen. Gebotene 
Modifizierungen staatlichen Tätigwerdens sind Folge einer veränderten 
Staatsaufgabenbestimmung. Die Staatsaufgabenbestimmung und der Staats-
aufgabenbegriff nimmt damit die Art und Weise der Befassung des Staates mit 
einer Angelegenheit sinnvollerweise gerade auf.20 

Allerdings ist unter Privatisierung auch der Prozeß21 zu verstehen, in dem 
die Erkenntnisse der Staatsaufgabenlehre umgesetzt werden, nämlich die Ab-
gabe von nicht als Staatsaufgaben erkannten staatlichen Betätigungen. Inso-
weit ändert Privatisierung durchaus den tatsächlichen Bestand an Staatsaufga-
ben. Von einer Staatsaufgabenerhaltung nach Privatisierung auszugehen, ver-
schleiert das. 

Eine verfassungsrechtliche Staatsaufgabenlehre bemüht sich um die Anga-
be des Bereiches des Staatlichen in seiner jeweiligen verfassungsrechtlichen 
Gestalt, so schwierig diese Aufgabe auch sein mag. Sie ist logische Vorausset-
zung jeder Forderung nach materieller Privatisierung. Anliegen dieser Arbeit 
ist damit zugleich, zu einer neuen Standortbestimmung des Staates und staat-
licher Tätigkeit in der Bundesrepublik Deutschland beizutragen. Dabei kann 
hier wegen der Komplexität des Themas nur ein Beitrag, ein Versuch einer 
Neubestimmung des Standorts des Staates und seiner Betätigung geleistet 
werden. 

Vorliegende Schrift will sich nicht auf die materielle Privatisierung be-
schränken, sondern auch die formelle einbeziehen. Nur ist die Frage nach er-
sterer Voraussetzung für letztere, und zwar in einem negativen Sinn: Formelle 

19 Um diesen Aspekt einzufangen, betont J. A. Kämmerer, Privatisierung, S. 433, daß der 
Staat eine Aufgabe nach Privatisierung auf andere Weise wahrnehme und geht unter diesem 
Blickwinkel den Verantwortungslehren nach. 

2 0 Anders indes/. A. Kämmerer, Privatisierung, S. 433, wenn er formuliert, daß „trotz Per-
petuierung der Aufgabe [. . . ] der Staat sie nach Privatisierung doch auf andere Weise" wahr-
nimmt. Dem liegt ein Staatsaufgabenbegriff zugrunde, der auf Sachmaterien und Aktivitäten-
felder abstellt und - anders als hier - eine veränderte Befassung des Staates mit ihnen nicht als 
Ausdruck einer veränderten Aufgabe ansieht; dies kritisiert an dem Ansatz Kämmerers eben-
falls M. Burgi, Funktionale Privatisierung und Verwaltungshilfe, S. 63, Fn. 85. Deutlich wird 
dies auch, wenn Kämmerer, ebda. S. 477 f. die in Art. 87e IV und 87f I G G verankerten Aufga-
benänderungen (er spricht von „Gewährleistungsverwaltung") nur sieht als „nichts anderes 
als die Wahrnehmung fortbestehender Verfassungsaufgaben auf andere Weise". Nimmt man 
die veränderte Befassung demgegenüber in den Aufgabenbegriff auf, spricht die Modifikation 
staatlichen Tätigwerdens nicht gegen den Staatsaufgabenerhaltungssatz. 

21 Zu Privatisierung als Prozeß H. Bauer, Privatisierung von Verwaltungsaufgaben, W D -
StRL (54) 1995, S. 254. 
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Privatisierung kann nur dort erfolgen, wo nicht eine materielle geboten ist. 
Positiv formuliert: Allein dort, wo eine Staatsaufgabe festgestellt werden 
kann, stellt sich noch die Frage nach einer (nur) formellen Privatisierung als 
einer Möglichkeit der Erfüllung von Staatsaufgaben durch die öffentliche 
Hand. Läßt sich eine Staatsaufgabe ohnehin nicht mehr feststellen, ist mate-
riell zu privatisieren. Die Möglichkeit einer (nur) formellen Privatisierung be-
steht dann nicht mehr. 

In der aktuellen Diskussion um Staatlichkeit und Privatisierung wird der 
Begriff der Verantwortungsteilung in den Vordergrund gestellt.22 Damit wird 
versucht, einem sich verändernden Verhältnis von staatlichem und privatem 
Sektor terminologisch Ausdruck zu verleihen. Sachlich geht es um die Er-
kenntnis, daß öffentliche Aufgaben vom Staat nicht mehr alleine, sondern in 
arbeitsteiligen Formen im Zusammenwirken mit Privaten in unterschiedlich-
ster Form wahrgenommen werden. Der dabei dem Staat zukommende Anteil 
an der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben soll mit dem Begriff der Verwal-
tungsverantwortung erfaßt werden23. Verantwortungsteilung bedeutet dabei 
nicht, daß Staat und Private identische Verantwortung tragen.24 Vielmehr liegt 
diesem Terminus die richtige Vorstellung zugrunde, daß öffentliche Aufgaben 
durch das Zusammenwirken verschiedener Teilbeiträge wahrgenommen wer-
den, die jeweils von Staat und Privaten in je eigener Verantwortung übernom-
men werden. Die im Wirtschaftsleben relevante Arbeitsteilung hat nun im 
Zeichen knapper Kassen auch ihren Zugang zum Staatsrecht gefunden. Doch 
kann das Zusammenwirken nicht als vorübergehende Modeerscheinung und 
Auswirkung der Finanzdefizite beim Staat angesehen werden. Es geht viel-
mehr um das grundlegende Anliegen der Bestimmung der Rolle des Staates. 

Mit der Betonung der Verantwortungsteilung einher geht die Aussage, daß 
sich zwischen den Polen Staat und Gesellschaft verschiedene Formen und Ar-
ten der Aufgabenerfüllung finden ließen. Klare Systemzäsuren zwischen dem 
Privaten und dem Öffentlichen sollen nach einer immer wieder erhobenen 
Forderung verschwinden25. Die Dichotomien seien zugunsten differenzierter 
Kategoriensysteme zu überwinden26 . Mit diesen Thesen einher gehen andere 

22 Vgl. zuletzt E. Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 
S. 154 ff. 

23 Vgl. etwa H. Bauer, Privatisierung von Verwaltungsaufgaben, W D S t R L (54) 1995, 243 
(277 ff.). 

24 M. Schmidt-Preuß, Verwaltung und Verwaltungsrecht zwischen gesellschaftlicher 
Selbstregulierung und staatlicher Steuerung, W D S t R L (56) 1997, S. 160 (166); s. auch J.-C. 
Pielow, Grundstrukturen öffentlicher Versorgung, S. 342. 

25 Vgl. zuletzt H. H. Trute, Verantwortungsteilung als Schlüsselbegriff eines sich verän-
dernden Verhältnisses von öffentlichem und privatem Sektor, in: G. F. Schuppert (Hrsg.), Jen-
seits von Privatisierung und „schlankem" Staat, S. 13 (20 ff., 32); A. Voßkuhle, DV 1999, 545 
(550). 

26 R. Wahl, Privatorganisationsrecht als Steuerungsinstrument bei der Wahrnehmung öf-
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Bekenntnisse: Es wird eingestanden, daß neue Abgrenzungs- und Zurech-
nungsprobleme auftreten und daß rechtliche Anforderungen an staatliches 
Handeln in modifizierender Matrix auf die festgestellten bzw. behaupteten 
Ubergangsbereiche zwischen Staat und Gesellschaft zu übertragen wären. Die 
Entwicklung näherer Kriterien wird als Petitum eingefordert. 

Demgegenüber wird hier an einfacheren Modellen festgehalten werden, die 
recht eindeutige Zuordnungen rechtlicher Anforderungen erlauben. Auch 
von anderer Seite wurde schon die unter Hinweis auf die komplexere Realität 
erfolgte Verabschiedung unterscheidungsfähiger Begriffe und die Einführung 
weicher Vermittlungsbegriffe kritisiert.27 Es geht nach hier vertretener Mei-
nung nicht darum, rechtliche Anforderungen an staatliches Handeln, etwa aus 
dem Rechtsstaats- und Demokratieprinzip oder der Grundrechtsbindung, in 
irgendwie modifizierter Weise auf Private, die öffentliche Aufgaben erfüllen, 
zu übertragen, sondern die Auswirkungen dieser rechtlichen Anforderungen, 
denen der Staat unterliegt, im Bereich staatlichen Handelns im Rahmen der 
zwischen Staat und Gesellschaft geteilten Verantwortung zu bestimmen. Das 
erfordert aber, die grundsätzliche Trennung zwischen dem Staat und den Pri-
vaten nicht aus den Augen zu verlieren und an ihren Eigenarten festzuhalten. 
Dafür ist es notwendig, den staatlichen Verantwortungsanteil in den Blick zu 
nehmen. Dazu bedarf es wiederum des Bemühens, die Staatsaufgaben zu be-
stimmen, weil es gerade um Aufgabenabgrenzungen geht28. Die Lehre von der 
Staatsverantwortung ist mithin notwendig eine Lehre von den Staatsaufga-
ben.29 Das gilt auch, wenn es um die Betrachtung von aufgeteilter Verantwor-
tung für die Gemeinwohlverwirklichung geht. Gerade das Bekenntnis zu ge-
teilter Verantwortung bedarf der Erkenntnis richtiger Verantwortungstei-
lung, was eine klare Vorstellung bedingt, welche Teile der Wahrnehmung 
einer öffentlichen Aufgabe in staatlicher Hand bleiben. Das erfordert eine 
normative Bestimmung des Staatsanteils an der Aufgabenwahrnehmung und 
damit der verfassungsrechtlichen Maßstäbe zu seiner Ermittlung.30 

Problematisch ist an der Verwendung des Begriffes der Verwaltungsverant-
wortung auch noch, daß die eigentlich entscheidenden Fragen eher verdun-

fentlicher Aufgaben, in: E. Schmidt-Aßmann/W. Hoffmann-Riem (Hrsg.), Verwaltungsorga-
nisationsrecht als Steuerungsressource, S. 301 (318 ff.). 

27 So von U. Di Fabio, JZ 1999, 585 (586); s. auch dens., Verwaltung und Verwaltungsrecht 
zwischen gesellschaftlicher Selbstregulierung und staatlicher Steuerung, in W D S t R L (56) 
1997, S. 235 (269, 274 f.); vgl. ferner J.-C. Pielow, Grundstrukturen öffentlicher Versorgung, 
S. 342 f. 

28 Vgl. etwa R. Pitschas, Verantwortungsteilung in der inneren Sicherheit. Sozietale Sicher-
heitspartnerschaft als Ausdruck einer Verantwortungskooperation von Polizei, Sicherheitsge-
werbe und Bürgern, in: G. F. Schuppert (Hrsg.), Jenseits von Privatisierung und „schlankem" 
Staat, S. 135 (141) für den Bereich private Sicherheitsdienste und Polizei. 

29 P. Saladin, Verantwortung als Staatsprinzip, S. 77. 
3 0 Vgl. auch C. Gramm, Privatisierung und notwendige Staatsaufgaben, S. 28-30. 



8 Einleitung 

kelt werden. Insbesondere darf zur Feststellung der Staatsaufgaben nicht auf 
die Begriffe der Verwaltungsverantwortung, Verantwortungsteilung oder Ge-
währleistungsverantwortung abgestellt werden. Denn sie entbehren des nor-
mativen Gehaltes31. Aus diesen Begriffen die Staatsaufgaben ableiten zu wol-
len, ließe die normative Grundlage der Staatsaufgaben verdeckt. Nicht die 
Verantwortung ist selbst Kompetenzgrundlage und Aufgabennorm. Aufga-
ben und Kompetenzen des Staates können nicht aus strukturierenden, heu-
ristischen Begriffen abgeleitet werden, sondern aus Rechtsnormen, die - als 
Rechtsfolge - dem Staat eine Verantwortung zuweisen. Nach der normativen 
Grundlage für die Verwaltungsverantwortung, besser: Staatsaufgaben, ist also 
zu suchen. Sie wird hier in den Grundrechten erkannt werden. 

Diese Überlegungen haben deutlich werden lassen, daß eine verfassungs-
rechtliche Staatsaufgabenlehre eine voraussetzungsvolle Konzeption erfor-
dert. Im Rahmen des gewählten Themas ist es daher zunächst notwendig, die 
Grundlagen des Staatsverständnisses vorzustellen und sich mit dem Begriff 
der Privatisierung zu befassen. Diesen Begriffsklärungen und Vorüberlegun-
gen dient der 1. Teil. 

Der 2. Teil ist der Befassung mit Staatszwecken und Staatsaufgaben gewid-
met. Es soll nach einer Grundlegung über die Möglichkeit und Notwendig-
keit einer Staatsaufgaben- und Staatszwecklehre der Versuch unternommen 
werden, eine Staatsaufgabenlehre unter dem G G und somit für die Bundesre-
publik Deutschland als Beispiel für einen freiheitlich-demokratischen Staat zu 
entwerfen. Dabei werden die Grundrechte als Staatsaufgabennormen verstan-
den werden, die als die zentralen Normen des G G staatliche Aktivität nicht 
nur begrenzen, sondern vorgeben und dirigieren. Es wird dabei um die Zu-
sammenführung verschiedener Grundrechtsgehalte zu einer einheitlichen 
Sicht der Grundrechte als Gewährleistungspflichten gehen, um die diametrale 
Gegenüberstellung von Abwehrrechten einerseits, Schutzpflichten und Lei-
stungsrechten andererseits zu überwinden, die von der h. M. noch dadurch 
vertieft wird, daß letztere als Ausfluß einer objektiv-rechtlichen Dimension 
der Grundrechte verstanden werden, während für ersteres eine subjektive 
Anspruchsposition bejaht wird. Der Ansatz, Grundrechte als staatliche Ge-
währleistungspflichten zu verstehen, wurde mittlerweile auch von anderer 
Seite - vor allem bezogen auf die österreichische Grundrechtsdogmatik und 
die E M R K - vorgelegt32. Allerdings wurden dort die abwehrrechtlichen Ge-

31 So die zutreffende Kritik an der herrschenden Verwendung des Begriffs der Verwal-
tungsverantwortung von H. C. Röhl, Verwaltungsverantwortung als dogmatischer Begriff?, 
in: Die Wissenschaft vom Verwaltungsrecht, Die Verwaltung 1999, Beiheft 2, S. 33 (49, 50). 
Umfangreiche Kritik findet sich ferner bei]. A. Kämmerer, Privatisierung, S. 433 ff., 437 f. 

32 So von M. Holoubek in seiner Wiener Habilitationsschrift „Grundrechtliche Gewähr-
leistungspflichten" . 
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halte ausgeklammert 3 3 und der Staatsaufgabengehalt von Grundrechten expli-
zit geleugnet3 4 . Im Unterschied zu der an jener Stelle vorgestellten K o n z e p -
tion wird hier von der Gewährleistungspfl icht als umfassender Grundbedeu-
tung jedes Grundrechts ausgegangen, die das Abwehrrecht mitumfaßt. Ferner 
wird im 2. Teil der vorliegenden Schrift die Auf fa s sung entwickelt werden, 
daß, wie bereits angedeutet, gerade die Grundrechte und grundsätzlich nur 
die Grundrechte als Staatsaufgabennormen zu verstehen sind. 

Der 3. Teil dient dazu, aus dem hier vertretenen Ansatz Konsequenzen für 
die staatliche Tätigkeit der Bundesrepubl ik Deutschland zu ziehen und dies 
an einem best immten Bereich zu exemplifizieren. Die kritische Analyse gilt 
dabei der wirtschaftlichen Betät igung des Staates und der Verwaltung in Pri-
vatrechtsform als besonders umstrittene Bereiche staatlicher Betätigung. 

D e r 4. Teil ist u m eine stärkere Konturierung des für diese Schrift wie auch 
für die jüngste Di skuss ion zentralen Begrif fes der staatlichen Gewährlei-
stungsverantwortung bemüht. Die Verantwortungsauftei lung zwischen dem 
öffentlichen und dem privaten Sektor soll näher untersucht werden. Ihre Er-
kenntnis ist wesentlich für die Privatis ierungsprozesse. Desweiteren soll ver-
sucht werden, die Auswirkung und Bedeutung der hier entwickelten K o n z e p -
tion für die aktuelle Di skuss ion u m die Re form des Verwaltungsrechts aufzu-
zeigen. 

Schließlich wird der 5. Teil den Einwirkungen des Europäischen Gemein-
schaftsrechts auf Privatis ierungsprozesse in der Bundesrepubl ik nachgehen. 
Dabei wird aufzeigt werden, daß das K o n z e p t einer grundsätzlichen Be-
schränkung des Staates auf eine Gewährleis tungsverantwortung auch den 
Vorgaben des Europäischen Gemeinschaftsrechts entspricht und damit den 
Vorstellungen über einen europäischen Begriff von Staatlichkeit, vielmehr 
noch über eine - derzeit noch ausstehende - Europäische Staatlichkeit zu-
grunde gelegt werden kann. 

33 M. Holoubek, Grundrechtliche Gewährleistungspflichten, S. 4 f. 
34 M. Holoubek, Grundrechtliche Gewährleistungspflichten, S. 255. 
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